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	KLAGSVERBAND ZUR DURCHSETZUNG DER RECHTE VON DISKRIMINIERUNGSOPFERN

Schönbrunner Straße 119/13, Eingang: Am Hundsturm 7, 1050 Wien 

W: www.klagsverband.at

M: info@klagsverband.at

T: +43-1-961 05 85-13



Der Klagsverband hat gefragt, die politischen Parteien haben geantwortet:

Die Antworten im Detail:

Thema Antidiskriminierungsschutz: Die jetzige rechtliche Lage in Österreich sieht vor, dass Personen in der Arbeitswelt aufgrund aller gesetzlichen Diskriminierungsgründe (Geschlecht, ethnische Zugehörigkeit, Behinderung, Alter, sexuelle Orientierung, Religion und Weltanschauung) vor Diskriminierung geschützt sind. Außerhalb der Arbeitswelt gilt dieser Schutz nur für die Gründe Geschlecht, ethnische Zugehörigkeit und Behinderung. Der Klagsverband fordert seit Langem eine Angleichung des Diskriminierungsschutzes, denn es gibt keine sachliche Rechtfertigung für diese Unterscheidung. Im Zuge der jüngsten Novellen des Gleichbehandlungsgesetzes wurde die Angleichung oder „Levelling-up“ regelmäßig diskutiert, es hat auch schon eine Regierungsvorlage und eine Einigung der SozialpartnerInnen dazu gegeben. Zum Levelling-up ist es aber nicht gekommen.

Wir fragen Sie: Werden Sie sich in der nächsten Legislaturperiode für das Levelling-up einsetzen? Wenn nein, können Sie uns die Gründe nennen? Was hat Sie dazu bewegt, in der Vergangenheit für bzw. gegen das Levelling-up einzutreten?

ÖVP: Die ÖVP bekennt sich voll und ganz zur Antidiskriminierung. Die letzte Novelle zum Gleichbehandlungsgesetz hat zahlreiche Verbesserungen für die Opfer von Diskriminierung geschaffen. Insbesondere bei der Gehaltstransparenz wurden wichtige Schritte gesetzt, um die Gehaltsschere zwischen Männern und Frauen zu schließen. Eine Ausweitung des Diskriminierungsschutzes über den beruflichen Bereich hinaus darf in Österreich nicht zu Lasten der Vertragsfreiheit jedes Einzelnen passieren. Sozialrechtsexperten haben erhebliche Bedenken angemeldet, dass das sogenannte „levelling up“ eine drastische Einschränkung der Privatautonomie bedeuten würde.  Weiters streben wir in diesem Punkt eine einheitliche Regelung auf EU-Ebene an.
SPÖ: keine Antwort
Grüne: Die Grünen haben sich schon in der aktuellen Legislaturperiode immer wieder vehement für das "Levelling up" eingesetzt. Auch für uns ist es sachlich nicht nachvollziehbar, warum es beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen keine Ausweitung des Diskriminierungsschutzes auf die Diskriminierungsgründe des Alters, der sexuellen Orientierung, der Religion und der Weltanschauung geben soll. Selbstverständlich werden sich die Grünen auch in der kommenden Legislaturperiode wieder für das "Levelling up" einsetzen.

Links zu Presseaussendungen:
http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20121031_OTS0141/schwentner-einheitlicher-diskriminierungsschutz-fuer-alle
http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20121121_OTS0169/schwentnerkorun-oevp-blockiert-diskriminierungsschutz-fuer-alle
http://www.gruene.at/ots/schwentner-korun-schluss-mit-diskriminierung-im-gleichbehandlungsgesetz
FPÖ: keine Antwort

BZÖ: Seitens des BZÖ ist zu der Thematik des Levelling-up zu sagen, dass wir jeder Art von Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung, der Weltanschauung, der ethnischen Zugehörigkeit, des Geschlechtes oder der Behinderung eine klare Absage erteilen.

Aber ebenso erteilen wir jeder weiteren überbordenden, nur emotional und nicht sachlich diskutierten Regulierung eine Absage, die in die Freiheits- und Grundrechte des Einzelnen einwirkt. Deshalb haben wir auch den in der Vergangenheit debattierten Entwürfen - vor allem auch dem, der eigentlich für die soeben im Nationalrat beschlossenen Novelle vorgesehen war - unsere Zustimmung verweigern müssen.

Das BZÖ wird sich in der kommenden Legislaturperiode dafür stark machen, dass es betreffend Levelling-up zu einer geordneten und sachlichen Debatte im Gleichbehandlungsausschuss kommt, welche ohne große Emotionen geführt werden soll und in welcher man sich diesem wichtigen Thema mit der ausreichenden Zeit widmen können soll.

Team Stronach: Vorweg können wir versichern, dass sich das Team Stronach entschieden gegen jede Form der Diskriminierung ausspricht, besonders hinsichtlich des Geschlechts, der religiösen Überzeugung, der Herkunft und der sexuellen Orientierung.
Jedoch: Das von Ihnen angesprochene „Levelling-up“ können wir nicht befürworten, da es zu weitreichenden Eingriffen in die Rechte des Einzelnen kommen würde z.B. zu einer Verletzung der Eigentumsverhältnisse, indem vorgeschrieben wird, dass jeder Mieter akzeptiert werden muss und es damit zu keiner Einschränkung von Eigentümern oder Unternehmer kommen kann.

Vielfalt kann für eine Gesellschaft eine große Bereicherung sein. Entscheidend ist aber, dass die Regeln der Fairness eingehalten werden. Wir werden uns jedoch weiterhin über jedes Wahlversprechen hinaus, für ein gutes, geregeltes Miteinander und soziale Harmonie einsetzen.

Neos: Grundsätzlich ist jedwede Diskriminierung abzulehnen. Wir geben Ihnen recht, dass die Beschränkung auf einzelne Diskriminierungstatbestände willkürlich ist. Allerdings glauben wir nicht, dass durch gesetzliche Maßnahmen Diskriminierung im Alltag sinnvoll bekämpft werden kann. Zudem halten wir die Privatautonomie für einen wichtigen Wert in unserer Gesellschaft. Maßnahmen sollten vielmehr auf Bildungs- und gesamtgesellschaftlicher Ebene getroffen werden.
Thema Barrierefreiheit: In Österreich ist die Barrierefreiheit von Gebäuden und öffentlichen Verkehrsmitteln nur sehr eingeschränkt vorhanden. Auch von inklusiver Bildung, die für Menschen mit Behinderungen offen steht, kann nicht die Rede sein. Etappenpläne zur Umsetzung von Barrierefreiheit besonders bei Gebäuden werden immer wieder verlängert oder hinausgezögert. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf die Beseitigung von Barrieren.

Wir fragen Sie: Werden Sie sich in der nächsten Legislaturperiode dafür einsetzen, dass Menschen mit Behinderungen eine gleichberechtigte Teilhabe an allen gesellschaftlichen Prozessen inkl. dem Zugang zu Gebäuden, dem Benützen öffentlicher Verkehrsmittel und dem Zugang zu Bildung und Informationen haben? Wie gedenken Sie das zu tun? Werden Sie sich für einen Rechtsanspruch auf die Beseitigung von Barrieren einsetzen?
ÖVP: Menschen mit Behinderung sollen in allen Lebensbereichen vollständig integriert werden und ihren Alltag ohne Barrieren meistern können. Durch das Behindertengleichstellungsgesetz ist die Barrierefreiheit in allen Lebensbereichen gesetzlich vorgeschrieben und somit auch einklagbar. Infolgedessen wird die öffentliche Infrastruktur, Gebäude, Verkehrsmittel, Telekommunikation und vieles mehr barrierefrei gestaltet beziehungsweise umgebaut. In vielen Bereichen wurden die Rahmenbedingungen für das Leben von Menschen mit Behinderungen deutlich verbessert und Diskriminierung beseitigt. So wurde die Gebärdensprache als eine eigenständige Sprache verfassungsrechtlich anerkannt und durch das Notariatsaktgesetz können blinde Menschen rechtsgültig eine Unterschrift leisten.
SPÖ: keine Antwort
Grüne: Wir werden uns wie bisher für die gleichberechtigte Teilhabe an allen gesellschaftlichen Prozessen einsetzen. Ein wichtiger Punkt ist die Aufnahme eines Beseitigungs- und Unterlassungsgebots in das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz.  Je nach Ausgang der Wahlen werden wir unsere Oppositionsarbeit mit aller Kraft fortsetzen oder aber in Regierungsverhandlungen versuchen,  dass wichtige Maßnahmen für Menschen mit Behinderungen in das Regierungsprogramm aufgenommen werden.
FPÖ: keine Antwort

BZÖ: Seit Jahren fordert das BZÖ umfassende Verbesserungen im Behindertenbereich, die wir durch zahlreiche Vorschläge und Initiativen im Parlament eingebracht haben. Doch viele unserer Forderungen wurden von SPÖ und ÖVP immer wieder abgelehnt.

Wir fordern die rasche Herstellung der baulichen Barrierefreiheit, die aus unerklärlichen Gründen immer wieder verzögert wird. Da Menschen mit Behinderungen große Schwierigkeiten bei den verschiedenen Zuständigkeiten der Behörden haben tritt das BZÖ für eine Erleichterung der Behördenwege und eine zentrale Anlaufstelle zur Erlangung von Zuschüssen für behinderungsbedingte Anschaffungen ein. Auch eine bundeseinheitliche Regelung der persönlichen Assistenz ist dringend notwendig. Zudem ist eine verbesserte Förderung zur Erhöhung der Beschäftigung (Erhalt und Sicherung) von Menschen mit Behinderungen anzustreben. Menschen mit Behinderungen brauchen auch eine qualitätsvolle, lebenswerte und leistbare Pflege. Die finanziellen Mittel für Menschen mit Behinderungen müssen auch in Zukunft gesichert werden, damit laufend Leistungen finanziert werden können.

Weiters fordert das BZÖ, dass bei Benachteiligungen zur Rechtsdurchsetzung ein entsprechender Fonds eingerichtet wird, der bei Diskriminierung finanzielle Belastungen für behinderte Menschen verhindern soll.

Das BZÖ wird sich weiterhin dafür einsetzen, dass Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen die Möglichkeit gegeben wird, ein selbstbestimmtes Leben zu führen und die gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen. Denn aufgrund einer Behinderung darf niemand unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden.

Team Stronach: Wir vom Team Stronach setzen uns selbstverständlich dafür ein, dass Menschen mit Behinderungen eine gleichberechtigte Teilhabe an allen gesellschaftlichen Prozessen haben und da ist Barrierefreiheit bei öffentlichen Gebäuden natürlich eine Grundvoraussetzung und wir vom Team Stronach können nicht verstehen, warum ein barrierefreier Zugang in vielen öffentlichen Gebäuden in Österreich nicht vorhanden ist, da eine Adaptierung, auch bei schon bestehenden Gebäuden, bei den heutigen technischen Möglichkeiten überhaupt kein Thema wäre. Warum es hier immer wieder zu Verzögerungen und Verschiebungen bei der Umsetzung kommt, ist nicht nachvollziehbar.

Barrieren gibt es nicht nur bei Gebäuden, sondern  auch beim Zugang zu Bildung und Informationen – und auch hier muss der barrierefreie Zugang gewährleistet werden.

Selbstverständlich setzen wir vom Team Stronach uns für diesen Rechtsanspruch ein, da es für uns nicht nachvollziehbar ist, das dies a.) bis dato noch nicht geschehen b.) viele der beschlossenen Maßnahmen und Richtlinien zur Umsetzung der Barrierefreiheit auch bis zum heutigen nicht umgesetzt.
Neos: Selbstverständlich muss – vor allem in öffentlichen Bereichen – Barrierefreiheit und die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen forciert werden. Im öffentlichen Bereich ist eine gesetzliche Selbstverpflichtung des Staates sicherlich wichtig. Einen Rechtsanspruch, der auch den privaten Bereich einschließt, lehnen wir ab.

Thema Rassismus in Polizei und Justiz: In einem demokratischen Staat müssen Polizei und Justiz alle Menschen mit Würde behandeln, auch wenn diese einen Migrationshintergrund haben, Flüchtlinge oder AsylwerberInnen sind. Leider kommt es regelmäßig zu rassistischem Verhalten von Seiten der Polizei aber auch im Bereich der Justiz. Dieses reicht von rassistischen Beschimpfungen und respektlosem Verhalten bis zu körperlichen Übergriffen.

Wir fragen Sie: Was gedenken Sie in der nächsten Legislaturperiode zu tun, um Polizei und Justiz im Umgang mit Personen, die als „fremd“ wahrgenommen werden, zu sensibilisieren und rassistisches Verhalten zu sanktionieren? Wie wollen Sie eine unabhängige Kontrolle polizeilichen Handelns sicherstellen?
ÖVP: In diesem Zusammenhang muss man das Wiener Projekt "Fair und Sensibel - Polizei und AfrikanerInnen" lobend erwähnen. Das Projekt ist aus unserer Gesellschaft nicht mehr wegzudenken: Polizistinnen und Polizisten sowie Zivilistinnen und Zivilisten verschiedener Herkunft arbeiten hier zusammen. Ihr Ziel ist ein faires und sensibles zwischenmenschliches Miteinander in Österreich – unabhängig von Herkunft, Hautfarbe, Religion, Behinderung oder sexueller Orientierung. Erfolgreich verläuft auch die Aktion: „Wien braucht dich“ um einen repräsentativeren Querschnitt aller in Österreich lebender Kulturen in der Exekutive zu haben. Diese Initiativen gilt es in der Zukunft fortzusetzen. Rassismus hat in unserer Gesellschaft nichts verloren. Mit einem wirksamen Beschwerdemanagement versucht die Polizei bei der Ahndung von rassistischem Verhalten eine Vorbildwirkung einzunehmen. Bei begründeten Beschwerden drohen Strafrechts- sowie Disziplinarverfahren.
SPÖ: Die SPÖ tritt in allen sensiblen Bereichen, so natürlich auch bei Polizei und Justiz, für die Vermittlung eines möglichst hohen Bewusstseins zu Grund- und Freiheitsrechten ein. Dazu gehört natürlich auch der bewusste und normale Umgang mit Menschen, die als fremd wahrgenommen werden. Rassistische Handlungen sind konsequent zu bekämpfen, natürlich auch innerhalb von Polizei und Justiz. Disziplinarrechtliche Konsequenzen für so ein Fehlverhalten können je nach der Schwere auch zur Entlassung aus dem Dienst führen. Die unabhängige Kontrolle polizeilichen Handelns ist in mehrerer Hinsicht garantiert, unter anderem ist auch der Nationalrat und der Bundesrat mit der Kontrolle polizeilichen Handelns beschäftigt.

Grüne: Wir werden unsere bisherige Arbeit im Bereich Antirassismus, Sensibilisierung für diskriminierungsfreie Polizeiarbeit/Justiz und Vielfalt in den Behörden fortsetzen.

Im Bereich Justiz wird zum Thema Missstände in der Justiz, wozu auch Diskriminierung und Rassismus gehören, demnächst eine grüne Enquete stattfinden.

Zum Thema Polizei: Wir haben in einem parlamentarischen Antrag eine externe Studie zum Verhältnis der Polizei gegenüber Minderheitenangehörigen gefordert, um strukturelle Problemlagen erkennen zu können. Es gibt mittlerweile eine internationale Vergleichsstudie zu diesem Thema, in der auch die österreichische Polizei vorkommen wird. Die Studie wird das Innenministerium dem Parlament zuleiten.

Ethnic Profiling durch die Polizei haben wir mit parlamentarischen Anfragen und im Innenausschuss mehrfach thematisiert und kritisiert und werden natürlich auch in der nächsten Legislaturperiode dranbleiben.

Auch setzen wir uns für die verstärkte Aufnahme von Angehörigen von Minderheiten in den Polizeidienst ein (bzw. öffentlichen Dienst generell), da dadurch eine weitere Öffnung und gleichzeitig Sensibilisierung der Institution stattfindet.

Die unabhängige Kontrolle bzw. Untersuchung von Beschwerden gegen die Polizei ist eine unserer langjährigen Forderung. Die Einrichtung einer Polizeikommission entlang des deutschen "Hamburger Modells", bei dem gravierende Vorwürfe - Polizeiübergriffe, Misshandlungen und Mobbing - extern untersucht und auch strukturelle Problemlagen berichtet werden wäre eine Möglichkeit.
FPÖ: keine Antwort
Team Stronach: In Hinblick auf die demografische Situation und den Mangel an spezialisierten Arbeitskräften in der Wirtschaft treten wir für eine sinnvolle und gesteuerte Zuwanderung ein. Wobei der Ansatz der Vergangenheit, durch Zuwanderung in erster Linie die Lebensumstände der Zuwanderer zu verbessern, überholt ist. Zuwanderung soll, wie in vielen anderen Ländern, nach Bedarf organisiert werden. Zuwandern kann, wer in Österreich gebraucht wird und einen Beitrag zum Gemeinwohl leisten kann. In diesem Zusammenhang muss von jedem Zuwanderer eine grundsätzliche Leistungsbereitschaft erwartet werden. Zuwanderung, ohne einen Beitrag zum Gemeinwohl zu leisten, ist abzulehnen.

Der Bereich Asyl muss strenger gehandhabt werden, um zu verhindern, dass Menschen ohne ausreichenden Asylgrund in Österreich verbleiben. Asylverfahren sind beschleunigt und konsequent zu handhaben. In einer zivilisierten Gesellschaft darf niemand zum Sündenbock gestempelt werden. Vor allem nicht in einer Debatte, die so emotional geführt wird, wie jene um die Zuwanderung. Menschen gegeneinander auszuspielen ist gefährlich und unverantwortlich. Das Hauptproblem liegt nämlich an ganz anderer Stelle: Denn das Hauptproblem liegt im System.

Eine faire und transparente Zuwanderungspolitik, die sich an der aktuellen wirtschaftlichen Situation orientiert, ist für alle Beteiligten die beste Lösung. Die meisten Menschen, die schon vor vielen Jahren nach Österreich gekommen sind, die Sprache gelernt haben, hier arbeiten und hier leben, sehen das genauso. Kulturelle Vielfalt kann für eine Gesellschaft eine große Bereicherung sein. Entscheidend ist, dass die Regeln der Fairness eingehalten werden. Wer nach Österreich kommt, muss sich mit unserer demokratischen Gesellschaftsordnung identifizieren und sich an unser Rechtssystem halten. Auf der anderen Seite sollen diese Menschen auch erwarten dürfen, dass Ihnen mit Respekt und Offenheit begegnet wird. Gelingende Integration beruht auf einem wechselseitigen Entgegenkommen und einer Identifikation mit einem Österreich, in dem das Gemeinsame vor das Trennende gestellt wird.

Wir wollen die Zuwanderung sachlich bestmöglich und unter strengen Kriterien handhaben und dabei auch in familiären Härtefällen Herz zeigen.

BZÖ: Polizei und Justiz haben bereits jetzt enge gesetzliche Vorgaben. Rassistische Zwischenfälle gibt es glücklicherweise kaum, was zeigt, dass Polizei und Justiz bereits jetzt mit Ihrer diesbezüglichen Verantwortung lobenswert umgehen. Selbstverständlich sind weitere Optimierungen immer anzustreben und ist insofern unumgänglich, regelmäßig im Rahmen von Ausbildung und Dienstverrichtung die bestehende Verantwortung einzumahnen. Gleichzeitig sind etwaige Zwischenfälle mit der vollen Härte des Gesetzes zu bestrafen. Bereits in dieser Legislaturperiode hat das BZÖ einen parlamentarischen Ausschuss gefordert, der die Tätigkeit der Staatsanwaltschaften kontrolliert. Diese Forderung verfolgen wir auch vehement weiter, da viele frühere Verfahren und  Vorkommnisse bei Polizei und Justiz gezeigt haben, dass ein engmaschiges Kontrollnetz notwendig ist. Zudem hat sich das Erfordernis eines solche Ausschusses im Rahmen der Evaluierung der Auswirkungen der neuen Strafprozessordnung deutlich bewahrheitet.  
Neos: Sicherlich sind forcierte Schulungen in Polizei und Justiz als Teil der Ausbildung wichtiger Schlüssel zu mehr Sensibilisierung. Sicherlich wäre es gut, ein niederschwelliges, externes Beschwerdesystem zu installieren, in dem Opfer sowohl auf Vorwurfs- als auch auf Ermittlungsebene darauf vertrauen können soll, dass ihrem Vorwurf ernsthaft nachgegangen wird. 
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